
  

Namen des Überfallopfers genannt

Chefredakteur und Autorin räumen einen Fehler ein 

Eine Regionalzeitung berichtet über den Überfall auf eine Tankstelle, die mit Adresse
genannt wird. Namentlich genannt wird die Frau, die an jenem Abend Dienst hatte
und sich allein im Kassenraum aufgehalten habe. Sie tritt als Beschwerdeführerin
auf. Ihr Vater, der Betreiber der Tankstelle, wird mit Angaben zum Tathergang zitiert.
Ergänzt wird der Beitrag durch den Aufruf der Kriminalpolizei an eventuelle Zeugen,
sich zu melden. Die Überfallene wendet sich dagegen, dass sie als eine von
mehreren Angestellten in dem Artikel namentlich genannt worden sei. Damit und
durch die Offenlegung der Verwandtschaftsbeziehung zu ihrem Vater fühlt sie sich in
ihren Persönlichkeitsrechten verletzt, da sie als Opfer einer Straftat ohne ihre
Einwilligung namentlich genannt worden sei. Angebliche Aussagen von ihr seien
veröffentlicht worden, ohne dass mit ihr selbst gesprochen worden sei. Die
Beschwerdeführerin achtet nach eigenem Bekunden im Internet sehr darauf, was sie
zu ihrer Person und wo angebe. Deshalb halte sie es für unglaublich, dass sie als
unverschuldet Betroffene ihren Namen in der Zeitung und im Internet lesen müsse.
Der Täter wisse nun genau, wer sein Opfer gewesen sei. Er könne sich
entsprechende Schritte einfallen lassen. Der Chefredakteur der Zeitung hält die
Beschwerde für begründet. Der Name der Beschwerdeführerin hätte nicht genannt
werden dürfen. Aus dem Internet sei der Artikel sofort entfernt worden. Eine
Wiedergutmachung oder Berichtigung in der Zeitung sei jedoch nicht möglich, ohne
den Namen der Betroffenen erneut zu nennen. Sowohl er als auch die Verfasserin
des Artikels hätten sich bei dem Überfallopfer entschuldigt. (2008)

Der Beschwerdeausschuss stellt einen Verstoß gegen den Pressekodex fest. Gemäß
Ziffer 8 achtet die Presse das Privatleben und die Intimsphäre des Menschen. Dazu
gehört auch, dass eine identifizierende Berichterstattung über Personen nur dann
zulässig ist, wenn diese durch ein öffentliches Interesse gerechtfertigt ist. Ein solches
öffentliches Interesse an der Nennung der Namen der Beschwerdeführerin und ihres
Vaters besteht nicht. Auch wenn eine Berichterstattung über den Überfall,
insbesondere aufgrund der Kripo-Suche nach Zeugen, zulässig ist, hätte die Zeitung
auf die Nennung der Namen der Betroffenen verzichten müssen. Die Beschwerde ist
begründet, doch verzichtet der Presserat auf eine Maßnahme. Die Redaktion hat
ihren Fehler selbst erkannt. Dafür spricht auch, dass der Artikel sofort aus dem
Internet entfernt wurde. (BA2-6/08)

Aktenzeichen:BA2-6/08
Veröffentlicht am: 01.01.2008
Gegenstand (Ziffer): Schutz der Persönlichkeit (8);
Entscheidung: begründet, keine Maßnahme 
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